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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Une déclaration tripartite sur le futur du travail et du partenariat social à l'ère de la
numérisation de l'économie a été signée par le conseiller fédéral Johann Schneider-
Ammann et les représentants de l'Union patronale suisse, de l'Union suisse des arts et
métiers, de l'Union syndicale suisse et de Travail.Suisse. Les différents acteurs
s'engagent à assurer la compétitivité de la place économique helvétique en adaptant les
conditions sociales et de travail pour défendre et créer des emplois décents et
hautement qualifiés. Ils misent également sur la formation et le perfectionnement
professionnels, ainsi que sur les conventions collectives de travail pour répondre aux
défis découlant de la numérisation de l'économie. 1

ANDERES
DATUM: 18.10.2018
DIANE PORCELLANA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Zu dem am 20. Mai 2019 in Vernehmlassung gegebenen Vorentwurf der SGK-NR zum
indirekten Gegenvorschlag der Pflegeinitiative gingen bis zum 14. August 2019
insgesamt 152 Stellungnahmen ein. Während die Vorlage von weiten Kreisen
grundsätzlich befürwortet wurde, nahmen drei Kantone (SZ, ZG und ZH), die SVP,
Economiesuisse, Santésuisse und die Helsana eine ablehnende Haltung ein, die sie
unter anderem mit dem Föderalismus oder im Falle von Santésuisse mit einem
fehlenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf begründeten. 
Bezüglich der einzelnen Massnahmen, die von der Kommission vorgeschlagen worden
waren, zeigte sich, dass insbesondere die Beiträge der Kantone zu den
Ausbildungsleistungen der Spitäler, Pflegeheime und Spitexorganisationen im
Allgemeinen sehr gut aufgenommen wurden – dies unter anderem von der GDK, 18
Kantonen, von allen Parteien (ausser der SVP), dem SGV, dem Centre Patronal, aber
auch von den Gewerkschaftsdachverbänden, den Leistungserbringenden,
Berufsverbänden und Bildungseinrichtungen sowie von Curafutura und drei der
Santésuisse angehörigen Versicherern. 
Nicht unterstützt wurden von der GDK und 14 Kantonen indes Beiträge für
Auszubildende in der Krankenpflege an einer HF oder FH. Dabei stellte für sie vor allem
die Verpflichtung der Kantone ein Problem dar; einer Kann-Formulierung würden sie
jedoch zustimmen. Mit Ausnahme der FDP.Liberalen und der SVP befürworteten neben
allen Parteien auch die Gewerkschaften, alle Leistungserbringende, Berufsverbände
und Bildungsinstitutionen die Ausbildungsbeiträge. Gespalten zeigten sich die
Versicherer. 
Ebenfalls umstritten war die Begrenzung der Gültigkeitsdauer des Gesetzes auf acht
Jahre. Während die GDK, 17 Kantone wie auch vier Parteien, die Gewerkschaften, der
SGV und eine Mehrheit der Leistungserbringenden sich dagegen aussprachen, weil sie
eine zeitliche Limitierung nicht für wirksam hielten, resp. der Ansicht waren, dass das
Problem des Fachkräftemangels innerhalb dieses Zeitrahmens nicht gelöst werden
könne, unterstützten diejenigen Versicherer, die dem Gegenvorschlag positiv
gegenüberstanden, eine solche Begrenzung. 
Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sprach sich für
eine gesetzliche Verankerung von bestimmten Leistungen, welche die
Pflegefachpersonen selbstständig durchführen dürfen, aus. Es wurden allerdings einige
Änderungsvorschläge angebracht. So war es der GDK und 17 Kantonen wichtig, dass
Pflegefachkräfte nicht nur in der Lage seien, die pflegerische Grundversorgung in
eigener Verantwortung durchzuführen, sondern diese für limitierte Zeiträume selbst
auch delegieren zu können. Curafutura, Swica und Visana befürworteten die
Einräumung der neuen Kompetenzen, forderten aber eine Vereinbarung der
Modalitäten zwischen den Versicherern und den Pflegeverbänden. Die FDP.Die
Liberalen, die GLP und der SGV wollten, dass ein Zulassungsvertrag mit einem oder
mehreren Versicherern abgeschlossen werden müsse. Gutgeheissen wurde die
Kompetenzerweiterung im Bereich der Grundpflege von der FMH, für den Bereich der
psychiatrischen Grundpflege hingegen sprach sie sich dagegen aus. 
Für die beiden Dachverbände der Versicherer, Curafutura und Santésuisse, hatten
Leistungsaufträge, die verbindliche Regelungen über die zu erbringenden

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.08.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Ausbildungsleistungen enthalten, im KVG keinen Platz. Bei den Kantonen war die
Mehrzahl der Auffassung, dass sie selbst über diese Regelung verfügen können sollten.
Leistungserbringende und Berufsverbände wünschten sich eine Verknüpfung solcher
Leistungsaufträge mit den von den Kantonen erteilten Betriebsbewilligungen.
Was die Einführung der Vertragsfreiheit von Pflegefachleuten betrifft, so stiess diese
bei den meisten Kantonen, den Gewerkschaften, Leistungserbringenden,
Berufsverbänden wie auch bei Curafutura und der Visana nicht auf offene Ohren. Wenn
es hingegen nach Santésuisse ginge, müssten, falls die Kompetenzen der
Pflegefachfrauen und -männern erweitert würden, der Vertragszwang gelockert oder
eine Einzelvereinbarung zwischen den Versicherern und den Pflegevertretern getroffen
werden. 
Die Pflicht, einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen, fand abgesehen von den
Gewerkschaften, linksgrünen Parteien und Bildungsinstitutionen keine Unterstützung. 2

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Die kantonale Einführungsgesetzgebung zum Bundesgesetz über die Berufsbildung
kam in den meisten Kantonen problemlos voran. Der Schweizerische Gewerbeverband
wertete die Erfahrungen mit dem neuen Gesetz insgesamt als positiv, wobei er
feststellte, dass keine grossen Änderungen eingetreten sind. Besonderes Augenmerk lag
nach wie vor auf der Entwicklung der Anlehren. Die Befürchtungen des SGB
bewahrheiteten sich bis anhin nicht; die prognostizierten fünf Prozent Anlehren
(gemessen an allen Lehrverhältnissen) wurden bei weitem nicht erreicht, doch scheint
die Zahl im Zunehmen begriffen. Verschiedentlich wurde aber betont, dass das
Genehmigungsverfahren durch die kantonalen Berufsbildungsämter garantiere, dass
nur jene Jugendlichen einen Anlehrvertrag eingehen, für die eine normale Berufslehre
nicht in Frage kommt. 3

KANTONALE POLITIK
DATUM: 26.07.1982
JÜRG FREY

Die Initiative der Sozialistischen Arbeiterpartei (SAP) für eine gesicherte
Berufsbildung, mittels der rund 10'000 Plätze in öffentlichen Lehrwerkstätten
geschaffen werden sollen, wurde im Sommer eingereicht. Der SGB liess verlauten, dass
er nicht prinzipiell gegen öffentliche Lehrwerkstätten sei, dass er aber die
Schwerpunkte anders setze. Er forderte erneut die Unterstellung der Lehrlinge unter
die Gesamtarbeitsverträge. Junggewerkschafter unterstrichen dieses Begehren mit
einer breit angelegten Lehrlingsumfrage. Der Gewerbeverband sah in dieser Politik eine
Gefährdung der betriebliche Meisterlehre, weil die Lehrlinge damit in die eigentliche
Produktion abgedrängt würden. Zur Verwirklichung der Chancengleichheit für Mädchen
und Jünglinge in der Berufsbildung hat der Nationalrat ein Postulat der Neuenburgerin
Deneys (sp) überwiesen, das insbesondere die Schaffung einer Anlaufstelle für
angehende Lehrtöchter verlangt. 4

POSTULAT
DATUM: 11.12.1982
JÜRG FREY

1) Communiqué de presse du SECO du 18.10.18
2) BBl 2019, S. 8015 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
3) NZZ, 22.3. und 24.5.82; Bund, 27.5.82; LNN, 26.7.82.
4) AB NR, 1982, S. 1298ff.; AB NR, 1982, S. 538f.; BaZ, 15.1.82; Vr, 14.4.82; Bund, 1.5.82; Presse vom 4.6.82; NZZ, 25.6. und
27.8.82; TW, 6.10.82; Vat., 11.12.82.
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